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Amtlicher Teil: 
 
Öffentliche Zustellung 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - 
LZG NRW) vom 07. März 2006 (GV NRW S. 94), wird 
der an  
 

Die unbekannten Erben nach Frau Marion Franzen 
letzte bekannte Anschrift: Gelderner Straße 34  

47918 Tönisvorst 
 

gerichtete Gewerbesteuerbescheid vom 07.08.2015, Kas-
senzeichen 01009823.8/0200, öffentlich zugestellt, da der 
Bescheid den Empfängern nicht zugestellt werden konnte. 
 
Der Bescheid kann während der allgemeinen Sprechzeiten 
bei der Abteilung Steuerwesen, Hospitalstraße 15, 47918 
Tönisvorst, Zimmer 114 von den Erben unter Vorlage 
eines Erbnachweises eingesehen und in Empfang genom-
men werden. 
 
Er gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Stadt Tönisvorst als zugestellt. 
 
 
Stadt Tönisvorst 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
gez. Blomenkamp 
 
 

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 15/S. 61 
--------- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 15 



62 

 62 

Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in 
der Stadt Tönisvorst (Vergnügungssteuersatzung) vom 
28.09.2010 (veröffentlicht im Tönisvorster Amtsblatt 
Nr. 17 vom 30.09.2010) in der Fassung der 3. Ände-
rungssatzung vom 25.09.2015 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 2 G zur Beschleunigung der Aufstellung kom-
munaler Gesamtabschlüsse und zur Änd. kommunalrecht-
licher Vorschriften vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496) 
und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt 
geändert durch Art. 3 G zur Beschleunigung der Aufstel-
lung kommunaler Gesamtabschlüsse und zur Änd. kom-
munalrechtlicher Vorschriften vom 25.06.2015 (GV. 
NRW. S. 496), hat der Rat der Stadt Tönisvorst in seiner 
Sitzung am 24.09.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Steuergegenstand 
 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Tö-
nisvorst veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen 
(Veranstaltungen): 
 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
 
2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher  
 Art; 
 
3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen 

Filmen oder Bildern - auch in Kabinen-; 
 
4.  Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spiel-

klubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 
 
5. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, 

Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in 
 
a)  Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
 
b)  Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Ver-

eins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an 
anderen für jeden zugänglichen Orten. 

 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personal-
computer, die überwiegend zum individuellen Spielen 
oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder 
über das Internet verwendet werden. 

 
6.  die gezielte Einräumung der Gelegenheit zu sexuellen 

Vergnügungen in Bars-, Sauna-, FKK- und Swingerc-
lubs sowie ähnlichen Einrichtungen. 

 
7. Vermitteln oder Veranstalten von Pferdewetten und 

Sportwetten in Einrichtungen, die neben der Annahme 
von Wettscheinen auch das Mitverfolgen der Wetter-
gebnisse ermöglichen (Wettbüros). 

 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
 
1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmä-

ßige Veranstaltungen von Vereinen; 
 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen 

Parteien und Organisationen sowie von Religionsge-
meinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Orga-
ne; 

 
3. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und 

unmittelbar zu mildtätigen oder gemeinnützigen Zwe-
cken verwendet wird, wenn der Zweck bei der An-
meldung nach § 11 angegeben worden ist und der 
verwendete Betrag mindestens die Höhe der Steuer er-
reicht; 

 
4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im Rahmen 

von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen und 
ähnlichen Veranstaltungen. 

 
5.  Einrichtungen nach § 1 Nr. 7, in denen Wettscheine 

lediglich abgegeben werden und kein weiterer Service 
angeboten wird, werden nicht besteuert. 

 
§ 3 

Steuerschuldner 
 
(1) Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstal-

tung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 5 ist der 
Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 

 
(2) Neben dem Steuerschuldner nach Abs. 1 ist auch 

derjenige Steuerschuldner, dem aufgrund ordnungs-
rechtlicher Vorschriften die Erlaubnis zur Ausübung 
des in § 1 geregelten Steuergegenstandes erteilt wur-
de. 

 
(3) Als Unternehmer (Mitunternehmer) der Veranstaltung 

gilt auch der Inhaber der Räume oder Grundstücke, in 
oder auf denen die Veranstaltung stattfindet, wenn er 
im Rahmen der Veranstaltung Speisen oder Getränke 
verkauft oder an den Einnahmen oder dem Ertrag aus 
der Veranstaltung beteiligt ist. 

 
(4) Ein Gastwirt, der einem Automatenaufsteller das Auf-

stellen von Geldspielgeräten in den Räumen seiner 
Gaststätte gestattet und der am Ertrag der Veranstal-
tung beteiligt ist, ist neben dem Aufsteller Schuldner 
der durch das Spielen mit den Geräten anfallenden 
Vergnügungssteuer. 

 
(5) Personen, die nebeneinander die Steuer schulden sind 

Gesamtschuldner. 
 

§ 4  
entfällt ersatzlos 
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II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 
 

§ 5 
Besteuerung nach Eintrittsgeldern 

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, 

so ist der Veranstalter verpflichtet, Eintrittskarten oder 
sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als 
Eintrittskarten gelten, auszugeben. 

 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise 

sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der Zugaben 
nach § 6 Abs. 2 am Eingang zu den Veranstaltungs-
räumen und an der Kasse in geeigneter Weise an für 
die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 

(3) Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 11) hat der 
Veranstalter die Eintrittskarten oder sonstigen Aus-
weise, die zu der Veranstaltung ausgegeben werden 
sollen, der Stadt Tönisvorst vorzulegen. 

 
(4) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen 

Ausweise hat der Veranstalter für jede Veranstaltung 
einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate 
lang aufzubewahren und der Stadt Tönisvorst auf Ver-
langen vorzulegen. 

 
(5) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Stadt Tö-

nisvorst binnen 7 Werktagen nach der Veranstaltung, 
bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen mo-
natlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Kalen-
dermonats vorzulegen. 

 
§ 6 

Steuermaßstab und Steuersatz 
 

(1) Die Steuer wird nach dem auf der Karte angegebenen 
Preis und der Zahl der ausgegebenen Eintrittskarten 
(§ 5) berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berech-
nen, wenn dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte 
angegebene Preis. 

 
(2) Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während 

oder nach der Veranstaltung für die Teilnahme erho-
ben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Be-
träge für Speisen und Getränke oder sonstige Zugaben 
bleiben bei der Steuerberechnung außer Ansatz. So-
fern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zuga-
ben nicht exakt ermittelt werden kann, legt die Stadt 
Tönisvorst den Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Wür-
digung aller Umstände pauschal fest. 

 
(3) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises 

oder Entgelts. 
 
(4) Die Stadt Tönisvorst kann den Veranstalter vom 

Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskar-
ten und ihrer Preise befreien und den Steuerbetrag mit 
ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle 
besonders schwierig ist. 

 
 
 
 
 

§ 7 
Besteuerung nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtun-

gen erfolgt die Besteuerung nach dem Spielumsatz. 
Die Steuer beträgt 6 v. H. des Spielumsatzes. Spiel-
umsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbe-
träge abzüglich Ausschüttungsbetrag. 

 
(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Tönisvorst spätestens 7 

Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei re-
gelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag des nach-
folgenden Monats abzugeben. 

 
(3) Die Stadt Tönisvorst kann den Veranstalter von dem 

Einzelnachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn die-
ser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

 
§ 8 

Nach der Größe des benutzten Raumes 
 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1, wenn kein 

Eintrittsgeld erhoben wird sowie § 1 Nrn. 2, 3 und 6 
ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes 
zu erheben. Die Größe des Raumes berechnet sich 
nach dem Flächeninhalt der für die Veranstaltung und 
die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des 
Schankraumes, aber ausschließlich der Küche, Toilet-
ten und ähnlichen Nebenräumen. Entsprechendes gilt 
für Veranstaltungen im Freien. 

 
(2) Die Steuer beträgt in den Fällen des § 1 Nrn. 1, 2, 3 

und 6 je Veranstaltungstag und angefangene zehn 
Quadratmeter Veranstaltungsfläche in geschlossenen 
Räumen 3,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien be-
trägt die Steuer 0,60 Euro je Veranstaltungstag und 
angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. 
Endet eine Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein 
Veranstaltungstag für die Berechnung zu Grunde ge-
legt. 

 
(3) Für Veranstaltungen nach § 1 Nr. 7 gelten als Fläche 

der genutzten Räume die für die Besucher bestimmten 
Räume, wie zum Beispiel die Fläche der Wettannah-
me, die Fläche zur Verfolgung der Wettergebnisse, die 
Thekenbereiche für den Getränkeausschank und die 
Speisenausgabe sowie der hierfür vorgesehene Ver-
zehrbereich. 

 
(4) In den Fällen des § 1 Nr. 7 beträgt die Steuer je ange 
 fangenen Kalendermonat 
  a) bei der Vermittlung von Pferdewetten  
   100,00 € je angefangene 20 m² 
  b) bei der Vermittlung von Sportwetten  
   200,00 € je angefangene 20 m² 
  c) bei der Vermittlung von Pferde- und Sportwet-

ten 250,00 € je angefangene 20 m² 
 
(5) Die Stadt Tönisvorst kann den Steuerbetrag mit dem 

Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der 
Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist. 
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§ 9 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften 

der §§ 7, 8 und 10 festzusetzen ist, nach der Rohein-
nahme zu berechnen. Der Steuersatz beträgt 22 v. H. 
Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter 
gemäß § 6 Abs. 2 von den Teilnehmern erhobenen 
Entgelte. 

 
(2) Die Roheinnahmen sind der Stadt Tönisvorst spätes-

tens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. 
Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen 
sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben. 

 
(3) Die Stadt Tönisvorst kann den Veranstalter von dem 

Einzelnachweis der Höhe der Roheinnahme befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn die-
ser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

 
§ 10 

Nach dem Spieleinsatz bzw. der Anzahl der Apparate 
 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Ge-

schicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Appa-
raten mit Gewinnmöglichkeit bemisst sich nach dem 
Spieleinsatz, bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
nach deren Anzahl. Spieleinsatz ist die Summe der 
von den Spielern je Apparat zur Erlangung des Spiel-
vergnügens aufgewendeten Beträge. 

 
(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so 

gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. Appara-
te mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an 
denen gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge aus-
gelöst werden können. 

 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle 

eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so wird die 
Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 

 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Appa-

rates vor dessen Aufstellung, jede Änderung hinsicht-
lich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort 
bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats 
schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüg-
lich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der 
Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigenein-
gangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 
braucht nicht angezeigt zu werden. 

 
(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Ka-

lendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen 
(§ 1 Nr. 6 a) 

 
• je Apparat mit Gewinnmöglichkeit  

4,5 v. H. des Spieleinsatzes  
• bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit  

35 Euro 
 

2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten 
(§ 1 Nr. 6 b) 

 
• je Apparat mit Gewinnmöglichkeit 

4,0 v. H. des Spieleinsatzes 
• bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 

25 Euro 
 

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen 
Orten (§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, mit de-
nen Gewalttätig keiten gegen Menschen 
und/oder Tiere dargestellt werden oder die die 
Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges 
oder pornographische und die Würde des Men-
schen verletzende Praktiken zum Gegenstand ha-
ben  200 Euro. 

 
(6) Die Apparate mit Gewinnmöglichkeit müssen mit 

einem manipulationssicheren Zählwerk ausgestattet 
sein. Spielapparate mit einem manipulationssicheren 
Zählwerk sind Apparate, in deren Software manipula-
tionssichere Programme eingebaut sind, die die Daten 
lückenlos und fortlaufend ausweisen, die zur Ermitt-
lung der steuerlichen Bemessungsgrundlage nötig sind 
(Hersteller, Geräteart, Gerätetyp, Aufstellort, Geräte-
nummer, fortlaufende Nummer des jeweiligen Aus-
drucks, Datum der letzten Kassierung, Gesamtbetrag 
der eingesetzten Spielbeträge, elektronisch gezählte 
Kasse, Röhreninhalte, Auszahlungsquoten). 

 
(7) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit ist der Steuer-

schuldner verpflichtet, die Steuer selbst zu errechnen. 
Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalenderviertel-
jahres ist der Stadt Tönisvorst eine Steueranmeldung 
nach amtlich vorgeschriebenem Muster einzureichen. 
Bei der Besteuerung nach den Spieleinsätzen sind auf 
Anforderung nachträglich die den Steueranmeldungen 
zu Grunde liegenden Zählwerkausdrucke für den je-
weiligen Abrechnungszeitraum vorzulegen, die als 
Angaben mindestens die in Abs. 6 Satz 2 aufgelisteten 
Werte ausweisen. 

 
(8) Apparate, an denen Spielmarken (Token, o.ä.) ausge-

worfen werden, gelten als Spielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit, wenn die Spielmarken an diesen bzw. 
anderen Apparaten mit Gewinnmöglichkeiten einge-
setzt werden können oder eine Rücktauschmöglichkeit 
in Geld besteht oder sie gegen Sachgewinne einge-
tauscht werden können. Die Benutzung der Apparate 
durch Weiterspielmarken (Token) steht einer Benut-
zung durch Zahlung eines Entgeltes gleich. 

 
III. Gemeinsame Bestimmungen 

 
§ 11 

Anmeldung und Sicherheitsleistung 
 

(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 4 und Nr. 6 
sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der 
Stadt Tönisvorst anzumelden. Bei unvorbereiteten und 
nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist die An-
meldung an dem auf die Veranstaltung folgenden 
Werktage nachzuholen. Veränderungen, die sich auf 
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die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend anzu-
zeigen. 

 
(2) Wer ein Wettbüro im Sinne des § 1 Nr. 7 eröffnet und 

in Betrieb nimmt, hat dies unter Vorlage der gesetz-
lich vorgeschriebenen Genehmigungen unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen nach Inbe-
triebnahme der Stadt Tönisvorst schriftlich mitzutei-
len. Insbesondere sind Nachweise über die Größe der 
genutzten Flächen gem. § 8 Abs. 3 und die Art der 
Wettangebote vorzulegen. 

 
(3) Jede Änderung des Geschäftsbetriebes, die sich auf 

die zu entrichtende Steuer auswirken kann (z. B. 
Schließung, Betreiberwechsel, Änderung der genutz-
ten Räumlichkeit) ist ebenfalls unverzüglich der Stadt 
Tönisvorst schriftlich mitzuteilen. 

 
(4) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig 

stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 - 3 ei-
nes Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine 
einmalige Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall kön-
nen abweichende Regelungen getroffen werden. 

 
(5) Der Betreiber hat auf Verlangen der Stadt Tönisvorst 

eine Selbstauskunft zu erteilen. Zu diesem Zweck 
stellt die Stadt Tönisvorst ein entsprechendes Formu-
lar zur Verfügung. 

 
(6) Die Stadt Tönisvorst ist berechtigt, eine Sicherheits-

leistung in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld 
zu verlangen. Bei mehreren geplanten Veranstaltun-
gen innerhalb eines Kalendermonats ist der Gesamtbe-
trag dieses Monats maßgebend. Die Sicherheitsleis-
tung beträgt im Falle des § 1 Nr. 4 mindestens 
10.000 Euro. 

 
(7) Die Stadt Tönisvorst ist berechtigt, die genutzte 

Räumlichkeit jederzeit unentgeltlich in Augenschein 
zu nehmen. 

 
§ 12 

Entstehung des Steueranspruches 
 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht in den Fällen des 
§ 1 Nr. 1 bis 4 mit dem Abschluss der Veranstaltung, im 
Fall des § 1 Nr. 5 mit der Aufstellung des Apparates. Der 
Steueranspruch im Falle des § 1 Nr. 6 und 7 entsteht mit 
der Inbetriebnahme. 
 

§ 13 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Stadt Tönisvorst ist berechtigt, bei regelmäßig 

wiederkehrenden Veranstaltungen die Steuer für ein-
zelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In 
diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalen-
dervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November zu entrichten. Die Steuer kann auf 
Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 
15. jeden Kalendermonats entrichtet werden. 

 

(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeit-
räume festgesetzt wird, ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 

 
(3)  Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist 

innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Steu-
erbescheides zu entrichten. 

 
(4) Bei Einstellung oder Übergabe  des Geschäftsbetrie-

bes innerhalb eines Monats wird die Steuern nach § 1 
Nr. 7 anteilig berechnet.  

 
§ 14 

Verspätungszuschlag 
 

Wenn der Steuerschuldner die in dieser Satzung vorgege-
benen Fristen nicht wahrt, kann gemäß § 12 KAG NRW i. 
V. m. § 152 Abgabenordnung (AO) ein Verspätungszu-
schlag erhoben werden. 

 
§ 15 

Steuerschätzung 
 
Verstößt der Steuerschuldner gegen eine Bestimmung der 
Satzung und sind infolgedessen die Besteuerungsgrundla-
gen nicht mit Sicherheit festzustellen, so wird die Steuer 
gemäß § 12 KAG NRW i. V. m.  § 162 der Abgabenord-
nung (AO) geschätzt. 

 
§ 16 

Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 
 
(1) Der Betreiber und der Eigentümer, der Vermieter, der 

Besitzer oder der sonstige Inhaber der benutzten 
Räume sind verpflichtet, den Beauftragten der Stadt 
zur Feststellung von Steuertatbeständen oder zur 
Nachprüfung der Besteuerung Zugang zu den genutz-
ten Räumlichkeiten unentgeltlich zu gewähren. Auf 
die Bestimmungen der §§ 12 KAG NRW i. V. m. 98 
und 99 Abgabenordnung (AO) wird verwiesen. 

 
(2) Der Steuerschuldner und die von ihm betrauten Perso-

nen haben auf Verlangen den Beauftragten der Stadt 
Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und ande-
re Unterlagen in der Betriebsstätte bzw. den Ge-
schäftsräumen in Tönisvorst vorzulegen sowie Aus-
künfte zu erteilen. Die Unterlagen sind auf Verlangen 
der Stadt unverzüglich und vollständig vorzulegen. 
Auf die Bestimmungen der  §§ 12 KAG NRW i. V. m. 
§ 90 und 93 Abgabenordnung (AO) wird verwiesen. 

 
§ 17 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969, in der jeweils geltenden 
Fassung, handelt, wer als Veranstalter vorsätzlich oder 
leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen 
zuwiderhandelt: 
 
1. § 5 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
 
2. § 5 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise  
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3. § 5 Abs. 3: Vorlage der Eintrittskarten bei der 
Anmeldung der Veranstaltung 

 
4. § 5 Abs. 4: Führung und Aufbewahrung des 

Nachweises über die ausgegebenen 
Eintrittskarten  

 
5. § 5 Abs. 5: Abrechnung der Eintrittskarten 
 
6. § 7 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
 
7. § 9 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
 
8. § 10 Abs. 3 Einreichung der Steueranmeldung und 

der Zählwerkausdrucke 
 
9. § 10 Abs. 7:  Anzeige der erstmaligen Aufstellung 

eines Spielapparates sowie Änderung 
(Erhöhung) des Apparatebestandes 

 
10. § 11 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und 

umgehende Anzeige von steuererhö-
henden Änderungen 

 
11. § 11 Abs. 2 Anzeige der Inbetriebnahme eines 

Wettbüros 
 
12. § 11 Abs. 3 Anzeige der Änderung des Geschäfts-

betriebes 
 
13. § 11 Abs. 5 Selbstauskunft 
 
14. § 16 Abs. 1 Zugang zu den genutzten Räumlich-

keiten 
 
15. § 16 Abs. 2 Aushändigung zu prüfender Unterla-

gen 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 19.12.2013 außer Kraft. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der z.Zt. 
gültigen Fassung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in 
der Stadt Tönisvorst (Vergnügungssteuersatzung) vom 
28.09.2010 in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom 
25.09.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 Abs. 
1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst 
vom 05.10.1999 in der z. Zt. gültigen Fassung. 
 
Tönisvorst, den 25.09.2015 
Der Bürgermeister 
 
gez. Goßen 
 
- - - - - - - - - - - - - - - - - 
1. Änderungssatzung vom 26.03.2012  
 
Die Änderung ist am 01. April 2012 in Kraft getreten und 
in der vorliegenden Fassung berücksichtigt. 
 
2. Änderungssatzung vom 19.12.2013 
 
Die Änderung ist am 01.01.2014 in Kraft getreten und ist 
in der vorliegenden Fassung berücksichtigt. 
 
3. Änderungssatzung vom 25.09.2015 
 
Die Änderung tritt am 01.01.2016 in Kraft und ist in der 
vorliegenden Fassung berücksichtigt. 
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Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 
 
Aufstellung der 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Tö-6d "Verlängerte Seidenstraße", Stadtteil St. Tönis 
hier: Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Stadt Tönisvorst hat am 24.09.2015 die Aufstellung der 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Tö-6d 
"Verlängerte Seidenstraße" gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), in der z. Zt. geltenden Fassung, in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung NW, in der z.Zt. 
geltenden Fassung, als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Tö-6d "Verlängerte Seidenstraße" ist im nachste-
henden Kartenausschnitt gekennzeichnet. 
 

 
 
Ziel und Zweck der Bebauungsplanänderung im vereinfachten Änderungsverfahren gemäß § 13 BauGB ist die Schaffung von 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung von Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Nebenanlagen, Garagen und 
Stellplätzen. 
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Der Bebauungsplan Tö-6d "Verlängerte Seidenstraße", 2. vereinfachte Änderung wird einschließlich Begründung in der Abtei-
lung Stadtplanung im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Str. 8, Zimmer 1 und 2, während der Öffnungszeiten (montags 
bis mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der 
dazugehörigen Begründung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen: 
 Unbeachtlich werden 
 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, 
 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-

ungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich ge-

genüber der Stadt Tönisvorst unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach kann der Entschädi-

gungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
3. Nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666/SGV. NW. 2023), in der z. Zt. geltenden Fassung, kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jah-
res seit deren Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 b) dieser Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Tönisvorst vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Der vom Rat der Stadt Tönisvorst am 24.09.2015 als Satzung beschlossene Bebauungsplan Tö-6d "Verlängerte Seidenstraße", 
2. vereinfachte Änderung, Ort und Zeit, in der der Bebauungsplan zur Einsichtnahme bereitgehalten wird und die aufgrund des 
Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 15 Abs. 1 der Hauptsatzung 
der Stadt Tönisvorst vom 05.10.1999, in der z. Zt. geltenden Fassung. 
 
 
 
Tönisvorst, den 28.09.2015 
 
 
 
Der Bürgermeister 
gez. Goßen 
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Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-73 "Zwischen Friedhof und Schäferstraße" als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung gem. § 13a BauGB, Stadtteil St. Tönis; 
hier: Aufstellungsbeschluss und Durchführung der öffentlichen Planauslegung 
 
Der Planungsausschuss der Stadt Tönisvorst hat in seiner Sitzung am 09.09.2015 gemäß § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 13a 
des Baugesetzbuches (BauGB) den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-73 "Zwischen Friedhof und Schäfer-
straße" als Bebauungsplan der Innenentwicklung gefasst und die Durchführung der öffentlichen Planauslegung gemäß § 3 
Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) in der z. Zt. geltenden 
Fassung beschlossen. Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes ergibt sich aus dem u. a. Kartenausschnitt. 
 

 
Abgrenzung des Bebauungsplanes Tö-73 "Zwischen Friedhof und Schäferstraße" als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung 
 
Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-73 "Zwischen Friedhof und Schäferstraße" wird das Ziel verfolgt, große Teile einer 
ehemaligen Friedhofserweiterungsfläche als Wohngebiet umzunutzen. 
 
Umweltbelange: 
Für die Umwandlung der Friedhofserweiterungsfläche in Fläche für Wohnbebauung liegt eine artenschutzrechtliche Vorprü-
fung vor, nach der keine Hinweise auf ein Vorkommen planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten gefunden wurden. Um die 
nicht planungsrelevanten Vogelarten während der Brutzeit zu schützen ist es notwendig, alle im Rahmen des Vorhabens not-
wendigen Rodungsarbeiten und Fällungen außerhalb der Brut- und Setzzeiten durchzuführen. 
Gemäß § 13a (2) Nr. 1 in Verbindung mit § 13 (3) BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB, abgesehen. 
Gemäß § 13a Absatz 2 Nr. 4 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich. 
 
 
Die öffentliche Auslegung findet in der Zeit vom 
 

08. Oktober 2015 bis einschl. 09. November 2015 
 
im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Straße 8, Zimmer 1 und 2, während der Dienststunden statt. 
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Dienststunden sind: 
Montags bis donnerstags von  8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie freitags von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr. 
 

Während der angegebenen Zeit kann der Entwurf des Bebauungsplanes Tö-73 "Zwischen Friedhof und Schäferstraße" als Plan 
der Innenentwicklung einschl. Begründung eingesehen und erörtert sowie Anregungen schriftlich vorgebracht oder zur Nieder-
schrift erklärt werden bei der Abteilung 8.1 Planung/Umwelt und Klima der Stadt Tönisvorst im Verwaltungsgebäude Vorst, 
St. Töniser Str. 8, Zimmer 1 und 2. Über fristgerecht mitgeteilte Anregungen entscheidet der Planungsausschuss bzw. Rat der 
Stadt Tönisvorst. 
 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben. Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zur Einleitung einer 
Normenkontrolle, der einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person nur 
Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 
 

Tönisvorst, den 24.09.2015 
Der Bürgermeister 
gez. Goßen 
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Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 
 

Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-76 "Ostring / Mühlenstraße / Krefelder Straße, Teil 1" als Vorhaben- und Er-
schließungsplan gem. § 12 und als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB, Stadtteil St. Tönis; 
hier: Aufstellungsbeschluss und Durchführung der öffentlichen Planauslegung 
 

Der Planungsausschuss der Stadt Tönisvorst hat in seiner Sitzung am 09.09.2015 gemäß § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 13a 
des Baugesetzbuches (BauGB) den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-76 "Ostring / Mühlenstraße / Krefelder 
Straße, Teil 1" als Vorhaben- und Erschließungsplan und als Bebauungsplan der Innenentwicklung gefasst und die Durchfüh-
rung der öffentlichen Planauslegung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414) in der z. Zt. geltenden Fassung beschlossen. Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes ergibt 
sich aus dem u. a. Kartenausschnitt. 
 

 
Abgrenzung des Bebauungsplanes Tö-76 "Ostring / Mühlenstraße / Krefelder Straße, Teil 1" als Vorhaben- und 
Erschließungsplan und als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
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Ziel und Zweck des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Tö-76 "Ostring / Mühlenstraße / Krefelder Straße, Teil 1" ist die 
Schaffung von planungsrechtlichen Voraussetzungen zur städtebaulichen Entwicklung der bisher gewerblich genutzten Fläche 
und die planerische Sicherung des vorhandenen Büro/Wohngebäudes. 
 
Umweltbelange: 
Für die Umwandlung der gewerblichen Baufläche in eine Mischgebietsfläche liegt eine artenschutzrechtliche Vorprüfung vor, 
nach der keine Hinweise auf ein Vorkommen planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten gefunden wurden. 
Gemäß § 13a (2) Nr. 1 in Verbindung mit § 13 (3) BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB, abgesehen. 
Gemäß § 13a Absatz 2 Nr. 4 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich. 
 
 
Die öffentliche Auslegung findet in der Zeit vom 
 

08. Oktober 2015 bis einschl. 09. November 2015 
 
im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Straße 8, Zimmer 1 und 2, während der Dienststunden statt. 
 
 
Dienststunden sind: 
Montags bis donnerstags von  8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie freitags von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr. 
 
Während der angegebenen Zeit kann der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Tö-76 "Ostring / Mühlenstraße / 
Krefelder Straße, Teil 1" als Plan der Innenentwicklung einschl. Begründung eingesehen und erörtert sowie Anregungen 
schriftlich vorgebracht oder zur Niederschrift erklärt werden bei der Abteilung 8.1 Planung/Umwelt und Klima der Stadt Tö-
nisvorst im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Str. 8, Zimmer 1 und 2. Über fristgerecht mitgeteilte Anregungen entschei-
det der Planungsausschuss bzw. Rat der Stadt Tönisvorst. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben. Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zur Einleitung einer 
Normenkontrolle, der einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person nur 
Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 
 
 
 
Tönisvorst, den 24.09.2015 
Der Bürgermeister 
gez. Goßen 
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Nichtamtlicher Teil: 
 

Wichtiger Hinweis für Abonnenten: Das Amtsblatt kann als 
kostenlose Newsletter bestellt werden. Dafür auf die städti-
sche Internetseite www.toenisvorst.de gehen. Unter dem 
Punkt Aktuelles (in der oberen Menüleiste), die Seite News-
letter (Menüspalte links) anklicken. Hier trägt man dann seine 
eMailadresse ein und wählt die gewünschten Meldungen aus.  
Zudem liegt das Amtsblatt für Selbstabholer kostenlos zur 
Mitnahme in den Verwaltungsgebäuden aus (Auslegestellen 
siehe rechte Spalte). Darüber hinaus kann das Amtsblatt per 
Post nach Hause geschickt werden. Die Kostenpauschale für 
das Jahresabonnement liegt bei 38,50 Euro pro Jahr. 
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